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Geſetz Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
Nr. 23. —— 
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(Nr. 2359.) Uebereinkunft der zum Zoll- und Handelsvereine verbundenen Regierungen we⸗ 
gen Ertheilung von Erfindungepatenten und Privilegien. Vom 21. Sep⸗ 
tember 1842.; Bekanntmachung der Ratififation vom 29. Juni 1843. 


Fur Ausführung des bei dem Abſchluſſe der Zollvereinigungsvertraͤge nieder: 
gelegten Vorbehalts einer weiteren Vereinbarung über die Annahme gemein⸗ 
ſchaftlicher Grundſaͤtze hinſichtlich der Erfindungspatente und Privilegien iſt von 
den zum Zoll- und Handelsvere ne verbundenen Regierungen für die Dauer 
des Zoll⸗ und Handelsvereins nachſtehende Uebereinkunft wegen Ertheilung von 
Erfindungspatenten und Privilegien unter dem 21. September 1842. verabredet 
und geſchloſſen worden: i 

Es bleibt zwar im Allgemeinen einem jeden Vereinsſtaate vorbehalten, 
uͤber die Ertheilung von Patenten oder Privilegien zur ausſchließlichen Benutzung 
neuer Erfindungen im Gebiete der Induſtrie, es moͤge von einem Privilegium 
für eine inlaͤndiſche Erfindung (Erfindungspatent) oder von einem Privilegium 
fuͤr die Uebertragung einer auslaͤndiſchen Erfindung (Einfuͤhrungspatent) ſich 
a nach feinem Ermeſſen zu beſchließen und die ihm geeignet ſcheinenden 

orſchriften zu treffen; die ſaͤmmtlichen Vereinsſtaaten verftändigen 0 jedoch, 
um einestheils die, aus dergleichen Privilegien hervorgehenden Beſchraͤnkungen 
der Freiheit des Verkehrs unter den Vereinsſtaaten moͤglichſt zu beſeitigen, an⸗ 
derntheils eine Gleichmaͤßigkeit in den weſentlichen Punkten zu erreichen, in Folge 
des bei Eingehung der Zollvereinigungsvertraͤge gemachten Vorbehalts allerſeits 
dahin, die nachfolgenden Grundſaͤtze über das Patentweſen zur Ausführung zu 
bringen. 

I. Es follen Patente überall nur für ſolche Gegenſtaͤnde ertheilt werden, 
welche wirklich neu und eigenthuͤmlich ſind. Die Ertheilung eines Patents darf 
mithin nicht ſtattfinden für Gegenſtaͤnde, welche vor dem Tage der Ertheilung 
des Patents innerhalb des Vereinsgebiets ſchon ausgeführt, gangbar, oder auf 
irgend eine Weiſe bekannt waren; insbeſondere bleibt dieſelbe ausgeſchloſſen bei 
allen Gegenſtaͤnden, die bereits in offentlichen Werken des In- oder Auslandes, 
ſie moͤgen in der Deutſchen oder in einer fremden Sprache geſchrieben ſeyn, der⸗ 
gehalt durch Beſchreibung oder — dargeſtellt ſind, daß danach deren 

sfuͤhrung durch jeden Sachverſtaͤndigen erfolgen kann. 
Die Beurthe lung der Neuheit und Eigenthumlichkeit des zu patentiren⸗ 
den Gegenſtandes bleibt dem Ermeſſen einer jeden Regierung üͤberlaſſen. 
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Fuͤr eine Sache, welche als eine Erfindung eines vereinsläͤndiſchen Unter⸗ 
thans anerkannt und zu Gunſten des letztern bereits in einem Vereinsſtaate 
patentirt worden iſt, ſoll außer jenem Erfinder ſelbſt, oder deſſen Rechtsnach⸗ 
folger, Niemanden ein Patent in einem andern Vereinsſtaate ertheilt werden. 

II. Unter den im Artikel I. ausgedruckten Vorausſetzungen kann auf die 
Verbeſſerung eines ſchon bekannten oder eines bereits patentirten Gegenſtandes 
ein Patent gleichfalls ertheilt werden, ſofern die angebrachte Aenderung etwas 
Neues und Eigenthuͤmliches ausmacht; es wird jedoch durch ein ſolches Patent 
in dem Fall, wenn die Verbeſſerung einen bereits patentirten Gegenſtand be⸗ 
trifft, das für dieſen letztern ertheilte Patent nicht beeinträchtigt, vielmehr muß 
das Recht zur Mitbenutzung des urſpruͤnglich patentirten Gegenſtandes beſonders 
erworben werden. 

g III. Die Ertheilung eines Patents darf fortan niemals ein Recht be⸗ 
gruͤnden: f 
a) die Einfuhr ſolcher Gegenſtaͤnde, welche mit dem patentirten uͤberein⸗ 
ſtimmen, oder 
b) den Verkauf und Abſatz derſelben zu verbieten oder zu beſchraͤnken. 
—— fo wenig darf dadurch dem Patent- Inhaber ein Recht beigelegt 
werden, 

c) den Ge⸗ oder Verbrauch von dergleichen Gegenftänden, wenn ſolche 

nicht von ihm bezogen oder mit ſeiner Zuſtimmung anderweitig ange⸗ 
ſchafft ſind, zu unterſagen, z 

mit alleiniger Ausnahme des Falles: | 
wenn von Maſchinen und Werkzeugen für die Fabrikation und 
den Gewerbebetrieb, nicht aber von allgemeinen, zum Ge⸗ und Ver⸗ 
brauche des größern Publikums beſtimmten Handelsartikeln die Rede ifl 

IV. Dagegen bleibt es jeder Vereinsregierung überlaffen, durch Erthei⸗ 
lung eines Patents innerhalb ihres Gebietes dem Patent⸗Inhaber: 

1) ein Recht zur ausſchließichen Anfertigung oder Ausführung des in Rede 
ſtehenden Gegenſtan des 


zu gewaͤhren. 1 . 
5 5 7 es jeder Regierung anheimgeſtellt, innerhalb ihres 
Gebietes dem Patent ⸗Inhaber 
2) das Recht zu ertheilen, 
a) — — Fabrikatiosmethode, 
oder 
b) neue Maſchinen oder Werkzeuge für die Fabrikation 
in der Art ausſchließlich anzuwenden, daß er berechtigt iſt, allen 
enutzung der patentirten Methode oder den Gebrauch 
des patentirten Gegenſtandes zu unterſagen, welche das Recht dazu nicht 
von vr — „oder den patentirten Gegenſtand nicht von ihm be⸗ 
zogen haben. N 
V. Es ſollen in jedem Vereinsſtaate die Unterthanen der uͤbrigen 
Vereinsſtaaten ſowohl in Betreff der Verleihung von Patenten, als auch 
hinſichtlich des Schutzes für die durch die Patentertheilung begründeten Befug⸗ 
niffe, den eigenen Unterthanen gleich behandelt werden. 5 
ie 


Die in einem Staate erfolgte Patentertheilung ſoll jedoch keinesweges 
als eine Ruͤckſicht geltend gemacht werden duͤrfen, aus welcher nun auch in 
andern Vereinsſtaaten ein Patent auf demſelben Gegenſtand nicht zu verſagen 
waͤre. Die Entſcheidung der Frage, ob ein Gegenſtand zur Patentertheilung 
geeignet ſey oder nicht, bleibt vielmehr innerhalb der gemeinſam vereinbarten 
Grenzen dem freien Ermeſſen jedes einzelnen Staates nach den von ihm für 
raͤthlich befundenen Grundfägen vorbehalten, ohne daß dieſem Ermeſſen durch 
die Vorgaͤnge in andern Vereinsſtaaten vorgegriffen werden darf. Die Ger 
waͤhrung eines Patents begreift ferner fuͤr den Unterthan eines andern Vereins⸗ 
ſtaates die Vefugniß zur ſelbſiſtaͤndigen Niederlaſſung und Ausübung des Ge: 
werbes, in welches der patentirte Gegenſtand einſchlaͤgt, nicht in ſich; vielmehr 
iſt die Befugniß hierzu nach Maaßgabe der Verfaſſung jedes Staates beſon⸗ 
ders zu erwerben. 

VI. Wenn nach Ertheilung eines Patents der Nachweis geführt wird, 
daß die Vorausſetzung der Neuheit und Eigenthuͤmlichkeit nicht gegründet ge⸗ 
weſen ſey, ſo ſoll daſſelbe ſofort zurückgenommen werden. In ſolchen Faͤllen, 
wo der patentirte Gegenſtand zwar Einzelnen ſchon fruͤher bekannt geweſen, von 
dieſen jedoch geheim gehalten worden ift, bleibt das Patent, ſoweit deſſen Auf: 
hebung nicht etwa durch anderweite Umſtaͤnde bedingt wird, zwar bei Kräften, 
jedoch gegen die gedachten Perſonen ohne Wirkung. 

VII. Die Ertheilung eines Patentes in einem Vereinsſtaate iſt ſogleich, 
mit allgemeiner Bezeichnung des Gegenſtandes, des Namens und Wohnortes 
des Patent⸗Inhabers, ſo wie der Dauer des Patents in den zu amtlichen Mit⸗ 
theilungen beſtimmten Blattern öffentlich zu verkünden. 

In gleicher Art iſt auch die Prolongation eines Patents oder die Zuruck⸗ 
. er vor Ablauf des urſpruͤnglich beſtimmten Zeitraums oͤffentlich ber 
annt zu machen. a 

VIII. Die ſaͤmmtlichen Vereinsregierungen werden ſich nach dem Ab⸗ 
laufe jedes Jahres vollſtaͤndige Verzeichniſſe der im Laufe deſſelben ertheilten 
Patente gegenſeitig mittheilen. 


V. hende Uebereinkunſt wird, nachdem ſolche allſeitig ratiſtzirt worden iſt, 
hierdurch zur Öffentlichen e gebracht. fi ; 
Berlin, den 29. Juni 1843. 


Fuͤr den Miniſter der answärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Alvensleben. 


(Nr. 2200— 2301.) 42 (Nr. 2360.) 


(Nr. 2360.) Allerböchſte Kabinetsorder vom 30. Mai 1843:, wegen Ermäßigung der Hafen⸗ 
* gelder und Schiffahrts-Abgaben von Schiffen von 23 Laſten Tragfähig⸗ 
keit oder weniger. 


A, Ihren Bericht vom 13. d. M. genehmige Ich, daß Schiffe von 25 La⸗ 
ſten Tragfähigfeit oder weniger, fortan nur ein Drittheil von den nach⸗ 
ſtehend bezeichneten Abgaben bezahlen, naͤmlich: 

1) von den durch die Tarife vom 18. Oktober 1838. unter 1. und 2. für 
die Häfen von Danzig und Neufahrwaſſer und von Pillau, ſo wie von 
den durch die Tarife vom 24. Oktober 1840. für die Häfen von Stolpe⸗ 
muͤnde, Ruͤgenwaldermuͤnde und Colbergermuͤnde unter 1. und 2. und 
von Swinemuͤnde unter I. zu 1. und 2. vorgeſchriebenen Hafengeldernz 

2) von dem in dem Tarife zur Erhebung der Schiffahrtsabgaben in der 
Stadt Königsberg vom 18. Oktober 1838. unter J. A. zu 1. und 2. 
aufgefuͤhrten Pregelmuͤndungsgelde; 

3) von der nach dem Tarif vom 18. Oktober 1838. unter I. zu 1. und 2. 
in der Stadt Elbing zu erhebenden allgemeinen Schiffahrts abgabe; 

4) von den in dem Tarif vom 24 Oktober 1840. unter II. zu 1. und 2. 

angeordneten Schiffahrtsab gaben für die Befahrung der Peene, 
Swine und Divenow, fo wie des großen und kleinen Haffs. 
Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 30. Mai 1843. 


| Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. * 


» 
. | 


(Nr. 2361.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 7. Juni 1843., die Vertretung der Kuckerneſe⸗ 
ſchen und Linkuhnen ſchen Deich-Sozietäten in Prozeſſen durch Depu⸗ 
tirte betreffend. 


A. den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. v. M. will Ich den, im 

§. 54. der Allgemeinen Stroms, Deich- und Uferordnung für Oſtpreußen und 

Aitthauen vom 14. April 1806. angeordneten Deputationen der Kuckerneſeſchen 

und Linkuhnenſchen Deichſozietaͤten die Befugniß beilegen, dieſe Sozietaͤten in 

Aroleſſen zu vertreten. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur 

ffentlichen Kenntniß zu bringen. . 
Charlottenburg, den 7. Juni 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 2362.) Publikattionspatent, den Beſchluß der Deutſchen Bundesverſammlung vom 
f 15. September 1842. wegen Anordnung einer richterlichen Inſtanz zur 
Entſcheidung gewiſſer im Wege des Rekurſes an dieſelde gelangenden 

Beſchwerdeſachen der mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtände und 

des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels betreffend. Vom 7. Juni 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
N Preußen c. ꝛc. 


thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: | 

Die Deutſche Bundesverſammlung hat in ihrer ſechs und zwanzigſten 
vorjaͤhrigen Sitzung am 15. September 1842. zur Ergänzung der im Gaſten Ar⸗ 
tikel der Wiener Schlußakte enthaltenen Beſtimmung wegen Erledigung der im 
Rekurswege an dieſelbe gelangenden Beſchwerden der mittelbar gewordenen ehe⸗ 
maligen Reichsſtaͤnde und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels den nach⸗ 
ſtehenden Beſchluß gefaßt: 

Da es in Folge des Art. 63. der Schlußakte der Bundes verſammlung 
zukommt, uͤber den Grund oder den Ungrund von Beſchwerden zu entſcheiden, 
welche im Rekurswege in Betreff des durch den Art. 14. der Bundesakte zu⸗ 
geſicherten Rechtszuſtandes der vormaligen Reichsangehoͤrigen an ſie gelangen, 
und demnaͤchſt über die Art, wie ſolche Entſcheidung jedesmal herbeizuführen 
ſeyn werde, beſtimmte, den rechtlichen Anſpruͤchen der Betheiligten angemeſſene 
Vorſchriten zu geben, ſo wird auf das diesfalls eingebrachte Geſuch mehrerer 
vormaliger Reichsſtaͤnde feſtgeſtellt: 


1) Bei Reklamationen, welche von mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs- 
ſtaͤnden oder von Gliedern des vormaligen unmittelbaren Reichsadels auf 
den Grund des Art. 63. der Schlußakte, gegen die zur Vollziehung des 
Art. 14. der Bundesakte erlaſſenen landesherrlichen Verordnungen, in 
8 dieſe nicht auf Vertrag beruhen oder ohne dagegen erhobene Be⸗ 
chwerde in unbeſtrittener Wirkſamkeit beſtehen, bei der Bundesverſamm⸗ 
lung angebracht werden, ſoll jedesmal, und bei Reklamationen gegen 
ſpaͤtere einſeitige legislative Erklaͤrungen der durch die Bundesakte ihnen 
zugeſicherten Rechte, ſo oft das Beduͤrfniß dazu lac zeigt, dem in 
anderweiten Rechtsſachen der Reklamanten zuſtaͤndigen Landesgerichte zwei⸗ 
ter Inſtanz von der Bundesverſammlung durch die betreffende Landes⸗ 
Regierung der nicht abzulehnende Auftrag ertheilt werden, den Streitfall 
in ſeinem 118 67 Umfange für eine definitive Entſcheidung, nach der von 
dem Gerichtshofe überhaupt beobachteten Partikular⸗ oder gemeinrecht⸗ 
lichen Prozeßordnung innerhalb der kuͤrzeſtmoͤglichen Friſt zu inſtruiren. 


2) Die definitive Entſcheidung iſt hiernaͤchſt nach den Umſtaͤnden von 
der Bun desverſammlung, oder auf einen durch Stimmenmehrheit 
zu faſſenden Beſchluß, von einer richterlichen Inſtanz, ſo weit der⸗ 
ſelben der Streitfall von der Bundesverſammlung zugewieſen wird, in 
deren Auftrag und Namen zu erlaſſen. N 

G 3) Dieſe 
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3) Diefe richterliche Inſtanz wird fuͤr jeden einzelnen Fall dadurch ge⸗ 
bildet werden, daß die r Stimmenmehrheit vier 
Mitglieder für dieſelbe aus der Lifte. der Spruchmaͤnner fuͤr das Bundes⸗ 
Schiedsgericht erwaͤhlt und in Abgangs⸗ oder Sterbefaͤllen erſetzt, ſo 
wie, daß von dieſen erwaͤhlten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmen⸗ 
gleichheit unter ihnen, von der Bundesverſammlung ein fuͤnftes Mitglied 
als Obmann aus derſelben Liſte gewaͤhlt wird. 

4) Von dieſer Inſtanz iſt jedesmal zugleich daruͤber zu erkennen, von wel⸗ 
cher Seite, oder in welchem Maaße von beiden Seiten antheilig die 
Koſten des richterlichen Verfahrens zu tragen ſeyen. 


5) Alle Beſtimmungen des Bundesbeſchluſſes vom 30. Oktober 1834. uͤber 
das Bundes ⸗ Schiedsgericht mit Ausnahme derjenigen, welche ſich auf 
die anders normirte Bildung und die Koſten des Bundes ⸗Schiedsge⸗ 
richts und auf nur zwiſchen Regierungen und Staͤnden vorkommende 
Streitigkeiten beziehen, ſollen auch bei dieſer richterlichen Inſtanz und 
ihren Ausſpruͤchen eintreten. 


LBundesbeſchluß vom 30. Oktober 1834. 

Art. J. Fuͤr den Fall, daß in einem Bundesſtaate zwiſchen der 
Regierung und den Staͤnden uͤber die Auslegung der Verfaſſung oder 
über die Graͤnzen der bei Ausübung beſtimmter Rechte des Regenten 
den Staͤnden eingeraͤumten Mitwirkung, namentlich durch Verweige⸗ 
rung der, zur Fuͤhrung einer, den Bundespflichten und der Landes⸗ 
Verfaſſung entſprechenden Regierung, erforderlichen Mittel, Irrungen 
entſtehen, und alle verfaſſungsmaͤßigen und mit den Geſetzen vereinbar⸗ 
lichen Wege zu deren genuͤgender Beſeitigung ohne Erfolg eingeſchla⸗ 
gen worden Hin, ver ichten ſich die Bundesglieder als olche gegen⸗ 
einander, ehe fie die Dazwiſchenkunft des Bundes na ſuchen, die 
Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten durch Schiedsrichter auf dem in 
den folgenden Artikeln bezeichneten Wege zu veranlaſſen. 

Art. II. Um das Schiedsgericht zu bilden, ernennt jede der ſieben⸗ 
zehn Stimmen des engeren Rathes der Bundesverſammlung aus den 
von ihr repraͤſentirten Staaten von drei zu drei Jahren zwei durch 
U und Geſinnung ausgezeichnete Männer, welche durch mehr⸗ 
jährigen Dienſt hinlaͤngliche Kenntniſſe und Geſch tsbildung, der eine 
im eh, der andere im adminiſtrativen Fache, erprobt haben. 
Die erfolgten Ernennungen werden von den einzelnen Regierungen der 
Bundesverſammlung angezeigt und von dieſer, ſobald die Anzeigen 
von allen fiebenzehn Stimmen eingegangen find, e bekannt ge⸗ 
macht. Eben ſo werden die durch Frei en Rücktritt, durch Krank, 
heit oder Tod eines Spruchmannes vor Ablauf der beſtimmten Zeit 
eintretenden Erledigungen von den Regierungen fuͤr die noch übrige 
Dauer der dreijährigen Friſt ſofort ergänzt. Das Verhaͤltniß dieſer 
34 Spruchmaͤnner zu den Regierungen, welche ſie ernannt haben, bleibt 
unverändert und es giebt ihnen die Ernennung zum Spruchmanne auf 
Gehalt oder Rang keinen Anſpruch. 1 
„1 r 9 


dem die Regierung den Ständen die Lifte der Spruchm 
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Art. III. Wenn in dem Art. 1. bezeichneten Falle der Weg einer 
ſchiedsrichterlichen Entſcheidung betreten wird, fo erſtattet die betreffende 
Regierung hiervon Anzeige an die Bundesverſammlung und es wer⸗ 
den aus der bekannt gemachten Liſte der 34 Spruchmaͤnner in der 
Regel ſechs Schiedsrichter und zwar drei von der Regierung und drei 
von den Staͤnden ausgewaͤhlt; die von der betheiligten Regierung er⸗ 
nannten Spruchmaͤnner ſind von der Wahl zu Schiedsrichtern fuͤr 
den gegebenen Fall ausgeſchloſſen, ſofern nicht beide Theile mit deren 

laſſung einverſtanden find. Es bleibt dem Uebereinkommen beider 

heile uͤberlaſſen, ſich auf die Wahl von zwei oder vier Schiedsrich⸗ 
tern zu beſchraͤnken, oder deren Zahl auf acht auszudehnen. 

Die gewahlten Schiedsrichter werden von der betreffenden Regie⸗ 
rung der Bundes verſammlung angezeigt. Erfolgt, in dem Falle der 
Vereinbarung uͤber die Berufung an das 8 nach⸗ 

f ner mitge⸗ 
theilt hat, die Wahl der Schiedsrichter nicht binnen vier Wochen, 
ſo —— die Bundes verſammlung die letzteren ftatt des ſaͤumigen 

es. N 


Art. IV. Die Schiedsrichter werden von der Bundesverſammlung, 
mittelft ihrer Regierung, von der auf fie gefallenen Ernennung in Kennt⸗ 
niß geſetzt und aufgefordert, einen Obmann aus der Zahl der 1 
Spruchmaͤnner zu wählen; bei Gleichheit der Stimmen wird ein Ob⸗ 
mann von der n ernannt. 

Art. V. Die von der betreffenden Regierung bei der Bundes⸗ 


Verſammlung eingereichten Akten, in welchen die Streitfragen bereits 


lich des Obmanns, an einem von 
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durch gegenfeitige Denkſchriften oder auf andere Art feſtgeſtellt ſeyn 
muͤſſen, werden dem Obmann überfendet, welcher die Abfaſſung der 
Relation und Korrelation zwei Schiedsrichtern überträgt, deren Einer 
aus den von der Regierung, der Andere aus den von den Staͤnden 
Erwaͤhlten zu nehmen iſt. 

Art. VI. Demnaͤchſt verſammeln fa die e einſchließ⸗ 

iden Theilen zu beſtimmenden, 

oder, in Ermangelung einer Uebereinkunft, von der Bundesverſamm⸗ 
lung zu bezeichnenden Orte, und entſcheiden nach ihrem Gewiſſen und 
eigener Einſicht den ftreitigen Fall durch Mehrheit der Stimmen. 

Art. In. Sollten die Schiedsrichter zur Faͤllung des definitiven 
Spruches eine naͤhere Ermittelung oder Aufklärung von Thatſachen 
für unumgaͤnglich nothwendig erachten, fo werden fie dies der Bundes⸗ 
Verſammlung anzeigen, welche die Ergaͤnzung der Akten durch den 
Bundestags⸗Geſandten der betheiligten Regierung bewirken läßt. 

Art. VIII. Sofern nicht in dem zuletzt bezeichneten Falle eine Ver⸗ 
zoͤgerung unvermeidlich wird, muß die Entſcheidung fpäteftens binnen 
vier Monaten, von der Ernennung des Obmanns an gerechnet, erfol⸗ 
gen, und bei der Bundesverſammlung zur weiteren Mittheilung an 
die betheiligte Regierung eingereicht werden. 4 
) . rt. 
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Art. IX. Der ſchiedsrichterliche Ausſpruch hat die Kraft und Wir⸗ 
kung eines austraͤgalgerichtlichen Erkenniniſſes, und die bundesgeſetzliche 
Exekutionsordnung findet hierauf ihre Anwendung. 

Bei Streitigkeiten uͤber die Anſaͤtze eines Budgets insbeſondere, er⸗ 
ſtreckt ſich dieſe Kraft und Wirkung auf die Dauer der Steuer 
Bewilligungsperiode, welche das in Frage ſtehende Budget umfaßt. 


Art. X. Sollten ſich uͤber den Betrag der durch das ſchiedsrich⸗ 
terliche Verfahren veranlaßten, dem betheiligten Staate in ihrem ganzen 
Umfange zur Laſt fallenden Koſten Anftände erheben, fo werden dieſe 
durch Feſtſetzung von Seiten der Bundesverſammlung erledigt. 


Art. XI. Das in den vorſtehenden Art. 1 — X. näher bezeichnete 
Schiedsgericht findet auch zur Schlichtung der in den freien Staͤdten 
zwiſchen den Senaten und den verfaſſungsmaͤßigen buͤrgerlichen Be⸗ 
BR derſelben ſich ergebenden Irrungen und Streitigkeiten analoge 

nwendung. 

Der 46ſte Artikel der Wiener Kongreßakte vom Jahre 1815. in 
Betreff der Verfaſfung der freien Stadt Frankfurt erhält jedoch hier⸗ 
durch keine Abaͤnderung. 


Art. XII. Da es den Mitgliedern des Bundes unbenommen bleibt, 
ſich darüber einzuverſtehen, daß die zwiſchen ihnen entſtandenen Strei⸗ 
tigkeiten auf dem Wege des Art. II. gebildeten Schiedsgerichts aus⸗ 
getragen werden, ſo wird die Bundesverſammlung eintretenden Falls, 
auf die hiervon von den ſtreitenden Bundesgliedern gleichzeitig gemachte 
Anzeige, Bo Maaßgabe der Art. III — X. die Einleitung des ſchieds⸗ 
richterlichen fahrens veranlaſſen.!] 


a Wir bringen hierdurch die vorſtehenden Beſchluͤſſe der Bundes verſamm⸗ 
lung als eine weitere Entwickelung der in der Deutſchen Bundes⸗ und Schluß⸗ 
Akte bereits enthaltenen Grundſaͤtze und Anordnungen uͤber den Rechtszuſtand 
der vormals unmittelbaren Deutſchen Reiche ſtaͤnde und als geſetzliche auf die 
Verhaͤltniſſe der, Unſerer Monarchie einverleibten vormals unmittelbaren Deut⸗ 
ſchen Reiche ſtaͤnde anwendbare Beſtimmungen zur allgemeinen Kenntniß Be 
licher Behörden und Unterthanen in Unſeren zum Deutſchen Bunde gehoͤrenden 
Landestheilen. 

So geſchehen und gegeben Charlottenburg, den 7. Juni 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Bopen. Muͤhler. Gr. v. Alvensleben, Eichhorn. v. Thile, v. Savigny. 
Frh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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